
Bundes sozialgericht
Az._ 9 RV_82120

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

Zugestellt am U r t e i 1
17„Nov° 1970

. .in dem Rechtsstreit
Rega—

Hauptsekretä;Il

OOOOOOOOOOOOOOO . .................................

als Urk° Be— Kläger und Revisionskläger‚
amter der Ge—
SChafts“ —Prozeßbevollmächtigtez .......... ..................... —stelle

oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat am 22° Oktober

1970 gemäß 5 124 Abs° 2 SGG ohne mündliche Verhandlung

durch

Senatspräsident Dr“ N e u h a u s
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter S c h i n d l e r ,
Bundesrichter Dr° R e n n e9r ,
Bundessozialrichter Dr„ J a n i und

Bundessozialrichter 8 z a b 1 e w s k i

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 3„ Dezember 1969

aufgehoben; die Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen°
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Der Kläger bezieht in Ausführung des rechtskräftigen Ur—

teils des Sozialgerichts (SG) Dortmund Vom 6° März 1956

seit l° Oktober 1955 für "Verlust des rechten Unterschen—

kels am Übergang vom mittleren zum oberen Drittel, zahl—_
reiche Stecksplitter in den Weichteilen des linken Ober—

schenkels" als Schädigungsfolgen i,S„ der Entstehung unter

Berücksichtigung einer besonderen beruflichen Betroffenheit

Rente nach_einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um
60 V,H°

Auf seinen Antrag vom 20 Mai 1967, die MdB im Hinblick auf

die mit Wirkung ab l° Februar 1965 geänderten Verwaltungs—

vorschriften (Veer) zu S 30 des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) von 60 auf 70 VCH° zu erhöhen, hat das Versorgungsamt
(VersorgA) mit Bescheid vom 150 Juni 1967 entschieden, daß

die — rein — schädigungsbedingte MdE auch nach den Veer

Nr„ 4 zu 5 50 BVG idF vom 25° Januar 1965 nur mit 50 VDH°

zu bewerten sei, weil der Kläger eire_gutsitzende Prothese
habe, mit der er gut gehen könne° Widerspruch und Klage

_
blieben ohne Erfolg, Das se hat sich im Urteil vom l8„ sep—
tember 1968 auf das Gutachten des Dr, B vom 7,Mai

1968 bezogen, wonach eine wesentliche Verschlimmerung in

den anerkannten Schädigungsfolgen nicht eingetreten und eine

leichte rechtsseitige Skoliose der Lendenwirbelsäulc mit

geringer beginnender Spondylarthrose, die keine Beschwerden

verursache, als in die Leidensbezeichnung mit eingeschlossen

zu werten sei° Es ht die Berufung wegen der Frage zugelassen,

ob eine Änderung der Verwaltungsvorschriften zum Bundesw

versorgungsgesetz eine wesentliche Änderung i,S„ des 5 62

BVG darstelle° Das Landessozialgericht (LSG) hat die Be—
rufung des Klägers, mit der nicht nur eine Verurteilung

des Beklagten zur Zahlung von Rente nach einer MdBum 70 VOH„
sondern auch die Anerkennung einer "leichten rechtsseitigen

Skoliose der Lendenwirbelsäule mit geringer beginnender

Spondylarthrose" als weitere Schädigungsfolge beantragt
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worden war, mit Urteil vom 5° Dezember 1969 zurückgewiesen°

Es hat im einzelnen ausgeführt, das SG habe die Klage im
Ergebnis zutreffend abgewiesen, weil der Kläger durch die

angefochtenen Vorentscheidung€n nicht beschwert i‚S° des

% 54 Abs° 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

sei° Bei der Veer Nr° 4 zu 5 50 BVG idF vom 25° Januar

1965 handele es sich zwar um den Ausfluß einer gesetz—

lichen Ermächtigung für die Feststellung der MdB mit Rechts-

satzcharäkter und Allgemeinverbindlichkeitswirkung, weshalb

ihr — ausnahmsweise - die rechtliche Bedeutung einer Rechts—

norm zukomme° Das habe zur Folge, daß eine in ihr enthaltene

MdB—Erhöhung eine Änderung der Verhältnisse LS° von 5 62

Abs:. 1 Satz 1 BVG darstelle„ Auf die ab l° Februar 1965 in

Kraft getretene Erhöhung der Mindesthundertsätze in der
_Vaer Ira 4 zu € 50 BVG vom 25° Januar 1965 könne der Kläger

aber seinen Anspruch nicht unmittelbar stützen° Dieser Vor—

schrift sehe ua für den Verlust eines Beines im Bereich

des Unterschenkels bei genügender Funktionstüghpigkgit

des Stumpfes und der Gelenke eine MdB um 50 VOH„ (früher

40 voH° — vg1° Veer Nr° ? zu 5 50 BVG voml° März 1951

bzw° Veer Nro ? zu 5 50 BVG idF vom 510 August 1955) vor°
Das Knicgelenk und das Hüftgelenk des unterschenkelamputier—

ten rechten Beines des Klägers seien bei den ärztlichen

Untersuchungen in den Jahren 1955 und 1955 funktionstüch—

tig und in ihrer Beweglichkeit nicht eingeschränkt gewesen"

Die Amputationsnarbe sei reizlos gewesen, es hätten keine

besonderen entzündlichen Erscheinungen oder Neurombildungen

bestanden, die Beweglichkeit und Tragfähigkeit des Stumpfes

sei gut gewesen° Die zahlreichen Stecksplitter in den Weich—

teilen und die Narben am linken Oberschenkel seien bei den

angeführten ärztlichen Untersuchungen als reizlos ein— bzw°

ausgeheilt befunden worden, das linke Bein habe sonst

auch keine besonderen Befunde gezeigt, so daß den unwesent—

lichen Verletzungen am linken Oberschenkel kein meßbarer

Grad einer MdB habe beigemessen werden können° Daß bei dem

_tüchtige Gelenke an dem beschädigten Bein bestünden, behaupte

dieser im übrigen selbst nicht} so daß die Neufassung der
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Veer Nr, 4 Zu 5 50 BVG vom 23, Januar 1965, soweit sie
für den Verlust eines Beines im Bereich des Unterschenkels
bei ungenügender Eue.@innaäü9b■islseii des Stumpf-“esnnd der
Gelenke einen Mindesthundertsatz von 60 v°H„ vorsehe, im

vorliegenden Fall nicht zum Tragen komme, Die Veer zu

€ 50 BVG idF vom 25, Januar 1965 habe nicht eine allgemeine
Erhöhung der MdB für besteimmte äußere Körperschädon ge—

bracht, sondern bestimmte erhebliche äußerlichc Körper—

schäden in ihrer Bewertung nur anders zugeschnitten, Wie

die in dem Gutachten des Dro K vom 70 Mai 1968

sehr detailliert und präzisiert niedergelegten Befunden am

Stumpf, am Knie- und Hüftgelenk des rechten Beines des

Klägers auswiesen, handele es sich bei dem Kläger auch jetzt

um einen gut gedeckten Stumpf mit einer belastungsfähigen

Narbe° Es bestünden keine entzündlichen Erscheinungen, auch

die typischen Prothesendruckstellen (sogen° Köcherknotcn) sehn
nicht entzündlich verändert° Die Beweglichkeit im Kniege—

lenk sei in der Beugung und Streckung frei° Auch das

rechte Hüftgelenk zeige keine Funktionsausfälleo De3

gutachtlichen Ausführungen des Dr° K‘ vom 7° Mai

1968 sei ferner zu entnehmen, daß in den gesundheitlichen

Verhältnissen des Klägers die für die Feststellung des An—

spruchs auf Versorgung (55 9, 62 Abs° 1 Satz 1 BVG) im
Jahre 1956 maßgebend gewesen seien, seit Mai 1967 eine

wesentliche Änderung nicht eingetreten sei, Die bei dem
Kläger von Dr° K‘ röntgenologisch erfaßte rechts—

gerichtete leichte Skoliose der Lendenwirbelsäule mit

einer beginnenden geringgradigen Spondylarthrose, vorwie—
gend im unteren Lendenwirbelsäulenbereich, sei als Folge

einer durch die rechtsseitig getragene Prothese veränderten
Statik anzusehen, Im Unfallrecht und im Recht der Kriegs—

opferversorgung gelte nach feststehender Verwaltungsübung

der seit langem angewandte Grundsatz, daß beginnende Veränw

derungen an der Wirbelsäule eines durch Beinamputation

Beschädigten, dessen Wirbelsäulenstatik durch die Bein—
amputation verändert worden sei, jedenfalls dann von der bis"

herigen Leidensbezeichnung (hier Amputation des rechten
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Unterschenkels am Übergang vom mittleren zum oberen Drittel)

als mitumfaßt gälten und auch in der bisherigen Bewertung

der Höhe der MdE berücksichtigt seien, wenn es sich, wie

beim Kläger, lediglich um eine beginnende geringfügige
Veränderung an der Lendenwirbelsäule handele, wie sie

Dr° K: in seinem Gutachten beschreibe, und wenn

diese krankhaften Veränderungen wegen ihrer Geringfügigkeit

beim Beschädigten, was hier der Fall sei, keine Beschwerden

auslösteno Diese Frage könne für den Kläger im Hinblick auf

die Erklärung des Beklagten vom 17° Juli 1968 nicht proble—

matisch sein, so daß es nicht erforderlich sei, dem Antrag

des Klägers entsprechend den Beklagten zu verpflichten, die

von Dr„ K röntgenologisch festgestellten beginnen—

den geringgradigen Veränderungen an der Lendenwirbelsäule des

Klägers in die Leidensbezeiehnung zusätzlich aufzunehmen°

Mit der nicht zugelassenen Revision wird die Verletzung for—

nellen Rechts gerügt (55 105, 106, 128 SGG)" Der Kläger habe
in der mündlichen Verhandlung Vor dem LSG am 3„ Dezember

1969 ua beantragt "leichte rechtsseitige Skoliose der Len—
denwirbelsäule mit beginnender geringer Spondylarthrose"

zusätzlich als weitere Schädigungsfolge anzuerkennen° Das

LSG habe bei der Urteilsfindung nicht das Gesamtergebnis

des Verfahrens beachtet und damit 5 128 SGG verletzt, wenn

es aufgrund der Erklärung des Beklagten vom l?° Juli 1968

angenommen habe, daß die beginnende Spondyla%hrose von der
Leidensbezeiehnung (Amputation des rechten Unterschenkels

im Übergang vom mittéleren zum oberen Drittel) als mitumfaßt
gelte° Denn seitens des Beklagten sei nach dessen ausdrück-

licher Erklärung in dieser Hinsicht keine Entscheidung ge—
troffen, sondern — praktisch — eine weitere medizinische

Sachaufklärung angeregt werdeno Demzufolge hätte das LSG

auf der Basis des Gutachtens vom 7° Mai 1968 die begehrte

zusätzliche Anerkennung aussprechen oder den insoweit geäußer—

ten Bedenken durch eine weitere medizinische Sachaufklärung

Rechnung tragen müssen° Dadurch, daß die Leidensbezeichnung

nicht entsprechend vervollständigt worden sei, sei der Klä—

ger auch beschwert°
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Der Kläger beantragt,

‚die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils

vom 5° Dezember 1969 zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das LSG Nordrhein — West—

falen zurückzuverweisen°

Der Beklagte hat keinen Gegenantrag gestellt, da er ebenfalls

der Auffassung ist, die vom Kläger erhobene Rüge einer Ver—

letzung des 5 128 SGG sei gerechtfertigt° In sachlich—recht—
licher Hinsicht ist er aber weiterhin der Auffassung‚ daß

dem mit der Revision verfolgten Begehren nicht entsprochen

werden könne°

Die Beteiligten haben übereinstimmend ihr Einverständnis

mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung gemäß'

5 124 Abs° 2 see erklärt°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und auch

begründet werden und deshalb statthaft, weil der Kläger '_
einen wesentlichen Verfahrensmangel gerügt hat, der vorliegt

(5% 162 Abs° 1 Nr„ 2, 164, 166 SGG)„ Sie ist auch sachlich
i„S° einer Zurückverweisung des Rechtsstreits an das LSG
begründet‚

Die Revision rügt zutreffend, das LSG hätte dem in der münd—

lichen Verhandlung vom 5° Dezember 1969 neben dem Leistungen
antrag (auf Erhöhung der MdB auf 70 voH.) gestellten Fest—
stellungsantrag des Klägers auf zusätzliche Anerkennung von

“leichter rechtsseitiger Skoliose der Lendenwirbelsäule mit

geringer beginnender Spondylarthrose" als Schädigungsfolge

entweder stattgeben't oder aber eine weitere medizinische

Sachaufklärung durchführen müssen„ Dies trifft um so mehr

zu, als das LSG die Hirbelsäulenveränderungen als Folge

einer durch das Prothesentragen veränderten Statik (mittel—

bare Schädigungsfolge) angesehen hat° Es hätte sich deshalb

nicht darauf beschränken dürfen, diese Feststellung ledig5
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lich in den Urteilsgründen zu treffen, zumal der neben

einevantrag auf Gewährung (oder Erhöhung) von Versorgungs—

rente (Leistungsantrag) gestellte Antrag auf Anerkennung

bestimmter Gesundheitsstörungen (Feststellungsantrag) nach
5 55 Abs° l Nr:) 3 SGG zulässig ist und nicht etwa an einem

mangelnden RechtsSchutzinteresse des Antragstellers scheitern

muß (vgl° BSG in SozR Nr" 58 zu 5 55 SGG)° Ein solches
Rechtsschutzinteresse ist nämlich ua schon wegen des

akzessorischen Rechts auf Heilbehandlung‘(ä 10 ff BVG)

immer dann gegegen, wenn es sich bei dem Feststellungsan—

trag um die zusätzliche Anerkennung von Gesundheitsstörungen

handelt, die—anders als bei sogen° komplexen Schädigungsfol—

gen (z.B° bestimmte Syndrome) und anderen mit den anerkann—

ten Schädigungsfolgen unmittelbar verbundenen Gesundheits—

störungen — an Körperteilen bestehen, die wie beim Kläger

mit den anerkannten Verletzungsfolgen an sich auf den

ersten Blick nichts zu tun haben° Das LSG hat die Auf—

fassung vertreten, daß-die streitige Geéundheitsstörung

von de] anerkannten Schädigungsfolge mitumfaßt werde,

weshalb es keiner gesonde1tenAnerkennung bedürfe° Es hat

damit der Sache nach ein Rechtsschutzinteresse des Klä—

gers an der Anerkennung der zusätzlich geltend gemachten

Gesundheitsstörungen zu Unrecht unter Verletzung des 5 128

SGGverncint; denn die Einbeziehung dieser Gesundheits—
störungen in die bereits anerkannten Schädigungsfolgen
bedeutet eine Verkennung der Tragweite dieser Anerkennung,

Das LSG konnte sich zur Begründung seiner Auffassung auch
nicht auf‚die Überlegung stützen, daß die Frage der Aner—

,kennung der mittelbaren Schädigungsfolge durch den Beklagten

im Hinblick auf desSen Erklärung vöm 17° Juli 1968 nicht

problematisch sein könne, weshalb es nicht erforderlich_

sei, dem Antrag des Klägers zu entsprechen und den Be—
klagten zu verpflichten, die von Dr„ K zusätzlich

festgestellten Gesundheitsstörungén in die Leidensbezeichnung

aufzunehmen° Diese Meinung hätte es m„n‘ nur dann vertreten

dürfen, wenn es sich bei den vom
Kläger zusätzlich als

Schädigungsfolgen geltend gemachten Gesundheitsstörungen um
solche gehandelt hätte, die zusammen mit den bereits aner—
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kannten Schädigungsfolgen als einheitlicher Krankheits—
komplex aufzutreten pflegen„ Im vorliegenden Falle handelt

es sich aber wie bereits ausgeführt um Gesundheitsstörungen,

die an einem anderen Körperteil aufgetreten sind und regel—

mäßig nicht zwangsläufig mit einer Unterschenkelamputation

verbunden sind„ Selbst wenn im Unfallrecht und in der

Kriegsopferversorgung der vom LSG in allgemeiner Form

erwähnte Grundsatz Geltung haben sollte, daß beginnende

Verändenngen an der Wirbelsäule eines durch Beinamputation

Beschädigten, dessen Wirbelsäulenstatik durch die Ampu—

tation verändert worden ist, als von der bisherigen Leidens”

bezeichnung mitumfaßt anzusehen seien, war hier eine aus—
drückliche Feststellung der zusätzlich anzuerkennenden

‘ ‚
Schädigungsfolgen nicht entbehrlich,wcil dieser Zusammenhang

zwischen Skoliose mit — schädigungsbedingtor— Spondylarthrose

und dem militärischen Dienst Streitgegenstand geblieben

war° Der Beklagte hat nämlich in der Erklärung vom
l'?° Juli 1968 ausdrücklich offengeleassen, ob auch die

spondylotischen Veränderungen auf die rechtsseitige Skoliose

zurückzuführen sind„ Deswegen hat das LSG aus
dieser Er—

klärung nicht entnehmen dürfen, daß sich eine ausdrückliche

Anerkennung der zusätzlich geltend gemachten Gesundheits—'

störungen als Schädigungsfolgen erübrige° Der Beklagte hat

hierzu lediglich ausgeführt, daß dem Gutachten des Drck

vom 7° Mai 1968 insoweit zuzustimmen sei, als die leich«
te rechtsseitige Skoliose der Lendenwirbelsäule als von
der bisherigen Leidensbezeichnung mitumfaßtbezeichnctvmmdeJhß

er damit auch ein Anerkennthis hat abgeben wollen, ist nicht

ersichtlich° Insbesondere aber sollten die spondylotischen
Veränderungen nicht als in die Leidensbezeichnung einbe—

zogen gelten° Hinsichtlich dieser Gesundheitsstörung konnte

das LSG deshalb nicht annehmen, daß sie kein "Problem” dar—

stellen könne° Dies hat der Beklagte im Revisionsvorfahren

(Schriftsatz vom 240 März 1970) im übrigen dadurch bekräf—

tigt, daß er zum Ausdruck gebracht hat, "auch weiterhin“
könne dem mit der Revision verfolgten Begehren des Klägers

nicht entsprochen werden° Damit wird deutlich, daß der Be—
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klagte sich durch die in den Urteilsgründen ausgesprochene

Auffassung des LSG, die beim Kläger von Dr° K rönt-

gehologisch erfaßte rechtsgerichtete leichte Skoliose der

Lendenwirbelsäule mit einer beginnenden geringgradigen
spohdyynthrose sei als Folge einer durch die rechtsseitig

getragene Prothese veränderten Statik anzusehen, nicht zu ei—

ner Anerkennung zusätzlicher Schädigungsfolgen verpflichtet

fühlt° Er muß sich auch durch die diesbezüglichen Ausfüh-
rungen des LSG in den Urteilsgründen nicht zur Anerkennung’

verpflichtet fühlen; sie werden von der Urteilsformel nicht

erfaßt, denn diese hat — nachdem in erster Instanz der

Feststellungsantrag noch nicht gestellt worden war ; allein

die Zurückweisung der Berufung des Klägers ausgesprochen (vgl°

BSGin SozR Nr° 17 zu 5 55 SGGund Nr„ 4 zu 5 141 SGG)„
Da somit das LSG bei seiner Entscheidung nicht das Gesamt—

ergebnis des Verfahrens berücksichtigt hat, liegt der von
der Revision'gerügte Verstoß gegen 5 128 SGG vor° Dieser

macht die Revision statthafto Die Revision ist auch be—
gründet, weil in Anbetracht der vom LSG in den Urteils—

gründen vertretenenAuffassung zur Zusammenhangsfrage

der zusätzlich zur Anerkennung begehrten Leiden (mittel-

bare Schädigungsfolgen) und im Hinblick auf die von
Dr„ K abgegebene Beurteilung nicht ausgeschlossen

werden kann, daß das LSG bei verfahrensfehlerfreiem Ver—

halten zu einervfür den Kläger günstigeren, ihn nicht
beschweienden”‘Entscheidung gelangt wäre° Deshalb war
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen„ Der Senat konnte in der Sache

nicht selbst entscheiden, weil der Sachverhalt '

im Hinblick auf die Einwendungen des Beklagten
zur Frage des Ursachenzusammenhangs der spondylo—

tischen Veränderungen noch einer weiteren medizi-
nischen Sachaufklärung bedarfo

- 10 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-]_O..

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahrean ab—

schließenden Entscheidung vorbehalten?

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

